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Vorblatt 


Änderung des Vierzehnten Gesetzes 
zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 

(Antrag der Fraktion der CDU/CSU) 


A. Problem 

Die in den polnisch verwalteten deutschen Ostgebieten zurück- 
gebliebenen Deutschen, die noch heute Selbständige sind oder 
mindestens bis 1945 Selbständige waren, haben bis heute keine 
ausreichende Altersversorgung. Sie sind auf Leistungen der 
Fürsorge, bestenfalls auf eine Mindestrente angewiesen. Ein 
Teil dieser Personen möchte in der Heimat bleiben, sofern er 
nicht wegen unzureichender Altersversorgung zur Aussiedlung 
in die Bundesrepublik Deutschland gezwungen wäre. 


- B. Lösung 

Den betroffenen Personen wird vom Ausgleichsfonds in Anleh- 
nung an die Kriegsschadenrente eine Unterhaltungsbeihilfe (ein- 
schließlich Selbständigenzuschlag) gewährt, deren Höhe unter 
anderem auch danach festzulegen ist, welchen Umrechnungskurs 
der polnische Staat zubilligt und bis zu welchem Betrag der pol- 
nische Staat Anrechnung auf Mindestrenten begünstigt. Geset- 
zestechnisch wurde die Neuregelung in § 10 des 14. Änderungs- 
gesetzes des Lastenausgleichsgesetzes eingefügt, in dessen 
Rahmen bereits eine Sonderregelung für Stichtagsversäumer 
besteht. 


C. Alternativen 

Sachlich bestehen keine Alternativen. 


D. Kosten 

Dem Bund und den Ländern entstehen keine Kosten. Bei Ab- 
wägung aller maßgeblichen Gesichtspunkte würden für die 
Jahre 1971 bis 2016 Mittel in Höhe von insgesamt 100 Millionen 
DM erforderlich werden, die dem Ausgleichsfonds zu entneh- 
men wären. 
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Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Vierzehnten Gesetzes 
zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- j 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Vierzehnten Gesetzes 
zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes S 

Das Vierzehnte Gesetz zur Änderung des Lasten- 
ausgleichsgesetzes (14. ÄndGLAG) vom 26. Juni 1961 
(Bundesgesetzbl. I S. 785) wird wie folgt geändert: j 

In § 10 wird folgender Absatz 6 angeführt: ! 

„(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten sinngemäß für Deut- 1 
sehe in den unter polnischer Verwaltung stehenden 
deutschen Ostgebieten, denen infolge von Maßnah- : 
men der Verwaltungsmacht oder infolge eines | 
Kriegssachschadens Vermögensschäden im Sinne des ! 
§ 12 des Lastenausgleichsgesetzes entstanden sind 1 
oder denen im Falle ihrer Übersiedlung in die Bun- j 
desrepublik Deutschland Vermögensschäden ent- j 
stehen würden, sofern es sich um Personen handelt, j 
die die Voraussetzungen des § 273 Abs. 5 oder 6 ; 
des Lastenausgleichsgesetzes erfüllen. Die erforder- 
lichen Mittel stellt der Ausgleichsfonds zur Ver- 
fügung. Die Bundesregierung regelt die Feststellung 
der Voraussetzungen für die Gewährung der Bei- 


hilfen und trifft die notwendigen Abmachungen mit 
der Verwaltungsmacht in bezug auf die Überwei- 
sung der Beihilfen an die betroffenen Personen." 

Artikel 2 

Anwendungspunkt 

Die Vorschriften des Artikels 1 sind vom 1. Juli 
1971 ab anzuwenden. 

Artikel 3 

Anwendungen in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsge- 
setzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
auch im Land Berlin. 

Artikel 4 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 11. Februar 1971 


Dr. Barzel, Stückten und Fraktion 
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Begründung 


1. Nach § 10 des 14. Änderungsgesetzes zum Lasten- 
ausgleichsgesetz können Vertriebene mit ständi- 
gem Aufenthalt im Ausland, denen Vermögens- 
schäden im Sinne des Lastenausgleichsgesetzes 
entstanden sind, und Personen, die nicht Vertrie- 
bene sind, deren bloße Option zugunsten 
Deutschlands aber bereits zum Verlust ihres 
Vermögens geführt hat, zur Abwendung einer 
gegenwärtigen Notlage laufende Beihilfen ent- 
sprechend der Unterhaltshilfe nach dem Lasten- j 
ausgleichsgesetz erhalten, wenn Sie an dem 
nach dem Lastenausgleichsgesetz maßgeblichen 
Stichtag (grundsätzlich 31. Dezember 1952) in 
einem Staat wohnhaft waren, der die Bundes- \ 
republik am 1. April 1956 anerkannt hatte. Bei j 
ständigem Aufenthalt an dem maßgeblichen 
Stichtag in den Ostblockstaaten können demnach 
Beihilfen nach dieser Sonderregelung nicht ge- | 
währt werden. Es erscheint jedoch unbillig, auch 
im Rahmen einer Härteregelung laufende Lei- 
stungen zur Abwendung einer aus dem erlittenen 
Vermögensverlust erwachsenen gegenwärtigen 
Notlage lediglich deshalb zu versagen, weil eine 
Anerkennung der Bundesrepublik durch das 
Aufenthaltsland bis zu einem bestimmten Zeit- 
punkt nicht erfolgt ist. 

Der vorliegende Gesetzentwurf sieht daher ent- 
sprechend der Möglichkeit der Gewährung von j 
Teilrenten nach dem Bundesversorgungsgesetz j 
die Gewährung vergleichbarer Leistungen ge- 
mäß § 10 des 14. Änderungsgesetzes zum Lasten- 
ausgleichsgesetz auch an Deutsche in den Ost- i 
blockstaaten vor, denen Vermögensschäden im 


Sinne des § 12 des Lastenausgleichsgesetzes ent- 
standen sind oder denen im Falle der Übersied- 
lung in die Bundesrepublik solche Vermögens- 
schäden entstehen würden, sofern es sich um 
Personen handelt, die zum Kreis der ehemals 
Selbständigen gehören. Da diese Personen mit 
der Schädigung in der Regel ihre Altersversor- 
gung verloren haben, sind sie heute weitgehend 
auf die Fürsorgeleistungen oder eine Mindest- 
rente des Aufenthaltslandes angewiesen. 

Die Höhe der nach dieser Regelung zu gewäh- 
renden Beihilfen wird unter Berücksichtigung 
der tatsächlichen und rechtlichen Verhältnisse in 
dem Aufenthaltsland zu bemessen sein, wobei 
vor allem zu berücksichtigen sein wird, welcher 
Umrechnungskurs zugebilligt wird und ob und 
in welchem Umfang die Anrechnung der deut- 
schen Härtebeihilfen auf bereits gezahlte Für- 
sorgeleistungen oder eine sonstige Grundversor- 
gung (z. B. Mindestrente) begünstigt wird. Das 
Nähere soll durch entsprechende Richtlinien der 
Bundesregierung bestimmt werden. 

2. Die sich aus diesem Gesetz ergebenden Kosten 
sind nur annähernd zu schätzen, da der zu be- 
rücksichtigende Personenkreis nicht überschau- 
bar ist. Bei Abwägung aller Gesichtspunkte wird 
für die gesamte Laufzeit (1971 bis 2016) ein 
Kostenvolumen von ca. 100 Millionen DM an- 
genommen werden müssen. Die erforderlichen 
Mittel sind dem Lastenausgleichsfonds zu ent- 
nehmen. 
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